
AC VOoNn ad und Kırche
Religionsunterricht geht nicht MNUur äadagogen an'

Hans aler

Vorwort
Religionspädagoginnen und Religionspädagogen lich, kritisch und rhetorisch zugespitzt angefragt.
beziehen sich IM Allgemeinen auf den Synoden- Sern mahnendes Votum Für den Religionsunter-
beschluss als paradigmatischen Bruch, feiern ihn IC könne e „keine andere Richtschnur als die
als Vollzug der anthropologischen Wende der Lehre der Kirche geben”‘, er Uurte nicht zur „Spiel-
Religionspädagogik, als Beginn eiıner Ara WIiese rührender oder gefährlicher Weltverbesse-
des schulischen Religionsunterrichts. AaSSs der rer‘  44 verkommen. Mit Einverstandnis des Autors
Beschluss damals heftig umstritten WTr und bis dokumentieren WIr IM Folgenden eınen beitrag,
heute bleibt gera] leicht QUsS dem IC der Februar 19/5 IM „Rheinischen Merkur”“”
Außerhalb des religionspädagogischen Diskur- veröffentlicht wurde.
ses hat es hartenfragen egeben, die leicht aUS- eorg Langennorst
geblendet werden. Fıne solche zeitgenössische
Mahnstimme soll/ hierZ Vervollständigung des Das espräc über den Religionsunterricht hat
n den RDB5 entfalteten Erinnerungsbildes Wort sich In den etzten Jahren ganz in den „Inne-
kommen, die des langjährigen 1970-1986) Day- 1e|]] reIis  “ der Religionspädagogen verlagert.
erischen Kultusministers Prof. Dr. ans aler. Als ennel für die „elementaren Bedürfnisse“
engagiertes Itglie: des „Zentralkommitees der des Schülers, Rücksicht auf die „Gesellschafts-
Deutschen Katholiken“” dem er Von 1976 bezogenheit“ aller Schulfächer Im „NaCch-
Dis 988 als Präasident vorstehen ollte, WTr er als curricularen Zeitalter” „Orientierungshilfe”,
ynodale von Anfang bis Fnde Vor Ort.* J„Identitätsstärkung‘ dida  Ische Freisetzung”

Immer wieder hat er sich als Jurist, Politiker das die Hauptstichworte der Diskus-
und Laienvertreter n die Diskussion eingemischt SION Im Chor der Stimmen traten selbst IN-
und e|/ Vor em die Arbeit der Religions- erhalb der Kirche Theologie und Lehramt
padagoginnen und Religionspädagogen eut- hörbar zurück. Vollends die weltliche elte

War kaum mehr In der Diskussion vertreten
enn Was Verfassungsjuristen, Politiker, Ver-
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ÖOkumenischen Hragen zugewendet hat, Ist eInNne VOTr COrt ‚angesichts der bohrenden Fragen der
gewisse Veränderung eingetreten. Nun Iıst aber Jug reiche das nicht dQUuUs. Folgerichtig VeTlr-

der Religionsunterricht eıIne klassische e MIX- sucht [Nan\n, die erforderlichen Maxiımen und S
(d, eIıne acC zwischen Kirche und aa el rektiven rein nnerkirchlich, Absehen von

kannn nicht einseltig VOT der eınen oOder ande- aa und Verfassung, gewinnen übrigens
[E6]] eIite Hestimmt werden, sondern Hedarf auch hier nicht institutionell, aQUuUs Lehramt und
des Zusammenwirkens heider. aran erıinner Verkündigung, sondern aus eıner Ins Normative
schon der ame Religionsunterricht, der en erhobenen Selbstreflexion der Religionspäda-
Begriff des aa und Kirche verbindenden Ver- gOg! Aber Ist diese These schlüssig? Enthalten
trassungsrechtes ISst, kein innerkirchlicher Begriff nicht die Verfassungen des Bundes und VOT al-
(sonst musste E eher Katechese heißen) Dar- lem der Länderganz wesentliche inhaltliche Vor-

erınner auch die Tatsache, dass Religions- gaben für alle Schulfächer, die weit üuber eınen
Uunterricht ordentliches enrtTac UNSeTeEeN Minimalkonsens hinausgehen? Die Bayerische
staatlichen chulen Ist mMit allen Konsequenzen Verfassung mMit ihrem ausführlichen Zielkata-
(Notengebung, Vorrückung USW.), die sich Qa- 100 („Ehrfurcht Vor Gott, Achtung VOT religiöser
[aAUS ergeben. Und ndlich erınner daran der Überzeugung und der Würde des Menschen,
Status des Religionsliehrers selbst, der Beam- Selbstbeherrschung, Verantwortungsgefühl
ter des Staates In öffentlicher Besoldung und Verantwortungsfreudigkeit“ USW.) steht Ja
staatlicher Dienst- und kirchlicher Lehraufsicht keineswegs allein. Für Manchen Religionspäd-
Ist. Wer das „verwaltenden Religionsunterricht“ aYOgEN, Urchte ich, schon zuvie| des Konkre-

verkennt, dass das Grundgesetz Schule ten!) /um anderen enthält das Grundgesetz
und Unterricht generel| die verwaltende 7z/u Religionsunterricht eiıne Bestimmung VOTNN

UTSIC des Staates stellt; und Wer für eınen gröfßter inhaltlicher Tragweite: dass namlich der
verwaltungsfreien Religionsunterricht eıntrı Religionsunterricht „n Übereinstimmung mMit
der INUSS auch den Vo aa beamteten und den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften”
hesoldeten Religionslehrer verabschieden und erteilt ird Art GG) Dasel Religionsunter-
zu gemeindlic besoldeten Religionslehrer richt Ist keineswegs eıne pädagogische Größe,
eıner Freiwilligkeitskirche übergehen eın rıt- die Uurc (das Verfassungsrecht 11UTr bestätigt
tes Ist nicht möglich und abgesichert würde:; er konstituiert sich viel-

Diesem klaren Sachverha werden MNUun in mehr als einzIges Lehrfach!) unmittelbar aus

der religionspädagogischen Debatte eıne el der Verfassungsnorm. Träger des Verfassungs-
VOT) Thesen und Postulaten entgegengehalten: rechts sind die Kirchen, grundrechtsverpflichtet
LEine ese betrifft die Qualität der Verfassungs- ISt der aa und chüler und Eltern gewinnen
garantie bezüglich des Religionsunterrichts. hieraus das Recht auf eınen Religionsunterricht,
Fine verfassungsrechtliche „Absicherung“ des der in Übereinstimmung mit den Grundsäatzen
Religionsunterrichts, hört IMan, @] ZWarTlr Cr- des betreffenden Bekenntnisses erteilt ird Füur
wünscht und begrüßenswert, doch könne SIE den Religionsunterricht als staatliche Veranstal-
dem Religionspädagogen 1NUrTr eınen formalen LUuNg gibt 5 also keine andere Richtschnur als
Schutz gewähren; inhaltlich, Dpädagogisch sel die re der Kirche.
das Verfassungsrecht und das staatskirchli- Ich il hier nicht untersuchen, wWIEe weit sich
che Vertragsrecht) für den Religionsunterricht mancherorts der Religionsunterricht VOonNn die:
belanglos. enn der aa umschreibe In den S« Postulat Hereits entfernt hat, WIEe manche
Verfassungen MNUur eınen formalen „Minimalkon- Schulstunde In diesem Fach als Spielwiese rüh
sen  M, für die pädagogisch-praktische Arbeit render oder gefährlicher Weltverbesserung her-
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halten [11U$55. Das ware eın weites und krauses prüfen, obD die Richtlinien für den Religions-
Feld J1er kommt S eINZIG auf den zwischen unterricht tatsächlich VOT] der Kirche gedeckt
aa und Kirche vereinbarten Grundsatz d und sanktioniert sind, ob also die Forderung
und der besagt, dass Religionsunterricht Im der Verfassung rfüllt Iıst. J1es einmal, wei|l en
Sinn der Verfassung 11UT jener Ist, der seınen Schulfach nıcht Vo wechselnden Dadago-
Inhalt VOoT)] der Kirche herleitet, der „in konfes- gisch-didaktischen en abhängig seın kann,
sioneller Positivita und Gebunden  |t” (SO Vor allem aber, weil eIne Verflüssigung und Auf-
eın berühmtes Diktum VOT) Gerhard Anschütz) lIösung der „Grundsätze“ IMS subjektive Belieben
erteilt ird Muss Im „nachkonziliaren Zeital- dem Religionsunterricht die verfassungsrechtli-

7ter NECU ennıier werden, Was Qas el in che Geschäftsgrundlage entziehen würde. HIN
Übereinstimmung mMuiıt den Grundsätzen der Religionsunterricht nämlich, der nıcht mehr
Religionsgemeinschaften? Ich meme nem WEe]| Von „Grundsätzen der Religionsgemeinschaf-
Abgrenzungen erscheinen reilc angesichts ten  D bestimmt würde sel S: dass die Kirchen

keine Grundsätze mehr atten oder SIE nichtder Diskussion der etzten re nOtIg Mafls-
stab der „Grundsätze“ Ist nicht „die Theologie“ mehr formulieren und nach außen vertre-
und schon Jar nicht „die Pädagogik”; Mafßstab ten wagten); eIn Religionsunterricht, der dQUu$-

Ist vielmenhr die Im Lehramt testgestellte | ehre schliefßßlic gesteuert ware VOTlT] pädagogischen,
der Kirche. FUr die Pädagogik dürfte das YanzZ didaktischen, curricularen Erwagungen e1n
klar seın KeIn Schulfach n eınem demokratisc solcher Unterricht wWare nicht mehr Religions-
jegitimierten aa von anderen Staaten nicht unterricht Im Sinn der Verfassung. Ihm stünde

reden) empfängt seıIne FOorm in eıInem rein auch der verfassungsmäßige Schutz (Veranstal-
paädagogischen Prozess, auUs einer facCHh:®= LUunNg uUurc den Staaf als ordentliches enNnrtTaC
lichen Legitimierung. Vielmehr mussen politi- Einstellung und Besoldung der Religionslehrer)
sche und tachliche Legitimierung N- nicht mehr Z und 5 wWare dann [1UT eıne Fra-
wirken. aran Ist Im Streit die hessischen G der Zeit, His der aa auUs pädagogischen,
Rahmenrichtlinien Recht erinner worden. didaktischen, Curricularen Erwagungen diese
Parlamente und Regierung estimmen das überflüssigen Lehrer eIınes überflüssigen Fa-
unerlässliche ass und OD der Bildungsinhalte ches zugunsten anderer Fächer einsparte.
und Schulfächer (im Rahmen der Verfassung Schwieriger liegen die gegenüber
und der national-kulturellen inheit die Fach- der Theologie. In der Synodenvorlage zu

leute gestalten diesen Rahmen dQUuU>sS Religionsunterricht, die das Plenum VOT kur-
Beim Religionsunterricht ist eINne Sonder- Z7e verabschiedet nat, ZeIg sich eıIne deut-

regelung insofern egeben, als hier nicht der M Tendenz, den Religionsunterricht, WeTN

Staat, sondern die Kirche den Inhalt des Fa- er schon anderen Instanzen als Dadago-
ches In Grundsätzen und Richtlinien estlegt. ischen testgemacht werden IMUSS, doch lleber
(Deswegen, neDbenDe!l gesagt, en auch das „der Theologie” als der | ehre der Kirche
Manchmal zugunsten religionspädagogischer oriıentieren SO entgent [HNan/n, angesichts des
„selbstbestimmung“ vorgekehrte rgumen ekannten Pluralismus der Theologien, eıner
drohender „rote Lehrpläne“ In SPD-regierten allzu deutlichen Festlegung auf die kirchliche
ändern Rahmenrichtlinien zu Religions- Verkündigung eın Worrt, das MmManche Sprecher
unterricht können, solange UNnNsere verfassungs- der Religionspädagogen mehr fürchten
mäßige Ordnung gilt, Jar nicht VO Staat, SOT1- scheinen als der Teufel das Weihwasser und
dern 1Ur von der Kirche kommen!) Allerdings, das denn auch In der Vorlage nicht vorkommt).
eıne Verpflichtung hat der aa Nämlich Aber die Theologie, darauf hat Kardinal Höffner



In der Synodenaula Recht hingewiesen, kannn schweDt, ird S mit Sicherheit nicht geben
niıcht Richterin über das kirchliche | ehramt seın Religionsunterricht 1G ordentliches enNnrTtTaCc
(SO WenIg wIe die Religionspäadagogik Richterin jedoch „pluralistisch” organısiert, miıt weıltge-
über das Verfassungsrecht). hender Dispositionsfreiheit der Pädagogen;

|)ie Kirche 1i11US$S55 egenüber Schülern und eınen staatlich Heamteten und Desoldeten
Eltern mit eıner unge sprechen, Iıst S In Religionsilehrer, der die | ehren seIiıner Kirche
Sachen Religionsunterricht mit dem at- erst einmal VOT (ungreifbare) Däadagogische
lichen Partner vereinbart. SO wIie die Kirche Instanzen (Curriculum, ıda  Ik) zieht, ehe
und nicht Theologie oder Religionspädago- SIe vortragt und verirı Nochmals: Religions-
giK) mıit dem aa und nicht mıit äadagogen unterricht Ist eIıne aC VOT) aa und Kirche.
Oder Curriculum-Instituten) ertrage SC  ıe eıne eIte kann aus ihrer Verantwortung dQUS-

[NUSS sich der aat, solange diese ertrage rechen ohne Konsequenzen für das anze.
gelten, das gemeinsame Recht und Rechts- Werden die „Grundsätze“ disponibel, all
verhältnis halten Fr darf nicht, zugespitzt G gleich der staatliche Schutz. [)as sollte auch IM
sprochen, mit der Kirche (falls diese S wollte) nachkontziliaren und „nachcurricularen“” Zeitalter

die Verfassung konspirieren; er 111055 Politikern, Kirchenleuten wIe Religionspädago-
der gemeinsamen Geschäftsgrundlage esthal- gen klar seın
ten; anders Iıst Religionsunterricht nıcht MOG-
lich GewIiss raucht [Nal diese Sachverhalte
rechtspolitisch nicht akzeptieren. Alterna-

r. h.c.Iıven z/zu gegenwärtigen >System sind denk- Maier em.
Dar, wWIEe das Kirchenpapier der FDP ZeIg Nur Ch el
diese Alternativen liegen jenselts des’heutigen igio

de s-UnReligionsunterrichts: in eıner Gemeindeunter- WIG aX!1

WEeISUNG ohne spezifischen verfassungsmäßi-
gen Schutz und ohne staatliche Hinanzlierung che NI

Ooder In eıner wertfreien „Religionskunde“” Pr den es Zentralkomitees
als aCcC an der Stundentafel der
Schule Hin Drittes, das einigen vielleicht VOT-
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